
dem einzelnen Vertragsabschluß durch ausdrückliche 
Willenserklärung der Partner zum Vertragsinhalt er­
höben werden. Für das sozialistische Urheberrecht der 
DDR stellt das Vertragsmuster ein qualitativ neues In­
strument der urhebervertragsrechtlichen Leitung gei­
stig-kultureller Prozesse dar. Bei der Ausarbeitung der 
Vertragsmuster, die das URG fordert, besteht einer­
seits eine strenge Bindung an die im Gesetz selbst ver­
ankerten Grundprinzipien des Urhebervertragsrechts. 
Die Vertragsmuster konkretisieren diese Grundsätze 
nach den Erfordernissen spezifischer Bereiche des gei­
stig-kulturellen Schaffens. Andererseits räumen die 
Vertragsmuster den Partnern — im Rahmen der ver­
bindlichen Grundsatzregelung des Gesetzes — die Mög­
lichkeit ein, auf individuelle Bedürfnisse beider Seiten 
bei der Organisation des Schaffens- und des Publika­
tionsprozesses Rücksicht zu nehmen und insoweit auch 
von einzelnen Bestimmungen der Vertragsmuster ab­
zuweichen. Die in den Vertragsmustern enthaltene, mit 
ihrer Bestätigung durch das Ministerium für Kultur 
für den Vertragsabschluß gegebene allgemeine Orien­
tierung wird dadurch nicht beeinträchtigt: Ohne selbst 
— im Sinne einer Rechtsnorm — allgemeinverbindlich 
zu sein, stellt das bestätigte Vertragsmuster eine An­
leitung der kulturellen Institutionen zur Konkretisie­
rung der im Gesetz verankerten Grundsätze des Ur­
hebervertragsrechts dar, mit der Möglichkeit eigenver­
antwortlicher, die Grundsätze respektierender Verände­
rungen oder Zusatzregelungen. Das Vertragsmuster fußt 
damit auf dem Gesetz, bildet mit ihm inhaltlich und 
regelungsmethodisch eine Einheit, wendet es auf typi­
sche Urhebervertragsbeziehungen an und weist die ge­
nügende Elastizität auf, um alle im Einzelfall verfüg­
baren materiellen und ideellen Hebel zur bestmöglichen 
Organisation des geistig-kulturellen Schaffens und der 
Verbreitung seines Ergebnisses in der Gesellschaft wirk­
sam werden zu lassen. Dem Urheber geben die Ver­
tragsmuster Mindestrechte, deren Einräumung er bei 
dem einzelnen Vertragsabschluß fordern kann17.

Die Vertragsmuster erfüllen darüber hinaus noch eine 
weitere für die Praxis des Urhebervertragsrechts sehr 
bedeutsame Funktion: die der e r g ä n z e n d e n
Vertragsregelung, soweit die Partner über einzelne 
Punkte oder vielleicht sogar über den gesamten Inhalt 
ihrer Vertragsbeziehungen keine Vereinbarung getrof­
fen haben. Gemäß § 41 Abs. 2 URG gilt die Regelung 
des Vertragsmusters als Veftragsinhalt, wenn ein Ur­
hebervertrag keine der in §§ 39, 40,URG aufgeführten 
wesentlichen Teile des Vertragsinhalts enthält18.

Das kann vor allem bei nur mündlich abgeschlossenen 
Urheberrechtsverträgen eintreten. Da der Inhalt des 
Vertragsmusters auf Grund seines oben dargelegten 
Charakters als Richtlinie die im Normalfall ein­
greifende Regelung der Vertragsbeziehungen darstellt, 
kann und muß in diesem Fall zur Klärung einzelner 
Rechte und Pflichten der Partner das entsprechende 
Vertragsmuster herangezogen werden. Seine Geltung 
ist hier also nur eine subsidiäre, d. h., es ist nur man­
gels ausdrücklicher Gestaltung des Vertragsinhalts

17 Das reicht zur Sicherung der Mindestrechte der Autoren 
völlig aus. Eine Bestimmung, wonach Verträge nichtig sind, die 
die Mindestrechte der Autoren, wie sie in den Vertragsmustern 
festgelegt sind, nicht berücksichtigen, erschien überflüssig, zu­
mal sie in der Praxis eher Verwirrung stiften würde.
18 Gemäß § 39 URG sollen Verträge zur Übertragung von Werk­
nutzungsbefugnissen Vereinbarungen enthalten über die Art 
und den Umfang der Verwendung des Werkes, den Inhalt und 
die Art und Weise des Zusammenwirkens des Urhebers und 
der kulturellen Einrichtung beim Schaffen und bei der Ver­
wendung des Werkes, die Vertragsdauer oder über die Zahl 
der in den Verkehr zu setzenden Werkstücke oder der Auf­
führungen, Vorführungen oder Sendungen, die Vergütung des 
Urhebers sowie die Voraussetzungen und Formen der Ände­
rung oder der Auflösung des Vertrages.

durch' die Partner anwendbar, aber insoweit — kraft 
§ 41 Abs. 2 URG — auch allgemeinverbindlich. Voraus­
setzung für die volle Wirksamkeit dieser Regelung ist 
allerdings, daß für alle typischen Urhebervertragsbezie­
hungen die erforderlichen Vertragsmuster ausgearbeitet 
und bestätigt werden, weil das Urhebervertragsrecht 
sonst lückenhaft wäre.

Das neue Verhältnis von Urheber und Gesellschaft 
und die freie Werknutzung

Die Kernfrage des sozialistischen Urheberrechts der 
DDR ist das Verhältnis von Urheber und Gesellschaft, 
insbesondere in den gesellschaftlichen Beziehungen, die 
mit der Schaffung und Verbreitung von Werken der 
Literatur, der Kunst und der Wissenschaft entstehen. 
Die wichtigste Aufgabe des neuen Urheberrechts besteht 
dabei keineswegs in einem bloßen „Interessenausgleich“ 
zwischen Urheber und Gesellschaft im Sinne der bür­
gerlichen lnteressenjurisprudenz, sondern in der Ver­
wirklichung des Prinzips der objektiven Übereinstim­
mung der wesentlichen materiellen und ideellen Inter­
essen des einzelnen Urhebers und der Urheberkollek- 
tive mit dem Interesse der Gesellschaft an der Ent­
wicklung der sozialistischen Nationalkultur.
Dieser Interessenübereinstimmung ist als einer für die 
Weiterführung der sozialistischen Kulturrevolution aus­
schlaggebenden Triebkraft der kulturellen Entwicklung 
der sozialistischen Gesellschaft auch und nicht zuletzt 
mit Hilfe des Urheberrechts zur vollen Wirksamkeit zu 
verhelfen. Während das bürgerliche Urheberrecht, der 
Ideologie des Privateigentums an der Ware „Werk“ 
verhaftet, von einer gesellschaftsfreien Sphäre des In­
habers urheberrechtlicher Befugnisse gegenüber einer 
bis zum Ablauf der Schutzfrist wartenden und zunächst 
nur mit beschränkten Nutzungsrechten ausgestatteten 
Gesellschaft ausgeht, erfaßt das sozialistische Urheber­
recht die geistig-kulturell schöpferische Tätigkeit des 
Schriftstellers, Künstlers und Wissenschaftlers als be­
wußt gesellschaftliche Praxis. Es ist ein Grundanliegen 
der sozialistischen Gesellschaft, mit Hilfe ihres Urheber­
rechts nicht nur solche Bedingungen zu schaffen, die 
das Heranreifen großer kulturschöpferischer Leistungen 
der Urheber begünstigen, sondern auf unserem Wege 
zur gebildeten Nation zugleich die Teilnahme aller Bür­
ger an den Werken der zeitgenössischen Literatur, 
Kunst und Wissenschaft anzuregen und zu sichern.
Von grundsätzlicher Bedeutung für diese Förderung 
der Teilnahme aller Bürger an den Schätzen von Kunst 
und Wissen ist das in einer Reihe von Bestimmungen 
des URG (§§ 21 bis 32) berücksichtigte Recht der Gesell­
schaft, ein urheberrechtlich geschütztes Werk in be­
stimmtem Umfang (zum persönlichen Gebrauch, zu 
Zitatzwecken, für den Schulunterricht, zu Zwecken der 
Berichterstattung über das Zeitgeschehen u. ä.) ohne 
Zustimmung des Urhebers zu benutzen. Auch hierbei 
geht es nicht um die Begrenzung einer im Prinzip als 
unumschränkt aufgefaßten Machtposition des einzelnen 
zugunsten der Gesellschaft, sondern um die sowohl im 
Interesse des Urhebers als auch im Interesse der sozia­
listischen Gesellschaft erforderliche wissenschaftlich 
präzise E i n o r d n u n g  der durch die Urheberschaft 
begründeten Befugnisse des Urhebers in das Gesamt­
system der gesellschaftlichen Anteilnahme an den zeit­
genössischen Werken der Literatur, der Kunst und der 
Wissenschaft. Die hierbei geschaffenen gesetzlichen Tat­
bestände unterliegen weder einer einengenden Inter­
pretation, wie das im bürgerlichen Urheberrecht bei 
dessen Regeln über die freie Werknutzung der Fall ist, 
noch einer ausdehnenden.
Wenn z. B. § 23 URG die Vervielfältigung eines ver­
öffentlichten Werkes unter der Voraussetzung für zu-
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